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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Dr. Simo-
ne Strohmayr, Ruth Müller, Doris Rauscher, Ilona 
Deckwerth, Angelika Weikert, Hans-Ulrich Pfaff-
mann, Inge Aures, Susann Biedefeld, Martina Fehl-
ner, Alexandra Hiersemann, Annette Karl, Nata-
scha Kohnen, Kathi Petersen, Helga Schmitt-
Bussinger, Kathrin Sonnenholzner, Diana Stacho-
witz, Ruth Waldmann, Johanna Werner-Muggen-
dorfer, Margit Wild, Isabell Zacharias, Horst Ar-
nold, Volkmar Halbleib und Fraktion (SPD) 

Maßnahmen zur Förderung der Entgeltgleichheit 
von Frauen und Männern  

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Lan-
des- und Bundesebene für die folgenden Maßnahmen 
und Ziele zur Bekämpfung des Gender Pay Gap und 
damit der Förderung der Entgeltgleichheit von Frauen 
und Männern einzusetzen: 

─ eine Gesetzesinitiative, die betriebliche und tarifli-
chen Akteurinnen und Akteure zur gerechten Be-
zahlung verpflichtet, 

─ die Transparenz über betriebliche Entgeltfin-
dungssysteme, 

─ die Sichtbarkeit strukturell bedingter Antidiskrimi-
nierung, 

─ Verfahren und Sanktionen, damit die zuständigen 
Akteure ihren Rechtspflichten nachkommen, 

─ eine Reform der Minijobs, die eine Niedriglohn-
Falle für viele Frauen darstellen, 

─ die entgeltliche Aufwertung der klassisch frauen-
dominierten Berufe, 

─ sowie eine Erhöhung der Tarifbindung. 

 

 

Begründung: 

Am 18. März wurde am Equal Pay Day zum elften Mal 
gegen die immer noch existierende Lohnungleichheit 
zwischen den Geschlechtern, den Gender Pay Gap, 
protestiert. Frauen verdienen in Deutschland unver-
ändert weit weniger als Männer. Mit dem Gender Pay 

Gap wird vom Statistischen Bundesamt jedes Jahr die 
geschlechtsspezifische Lohnlücke beim Bruttostun-
denverdienst von Männern und Frauen berechnet, der 
immer noch bei 21 Prozent liegt. In Bayern ist die 
Lohnlücke mit 25 Prozent sogar noch höher als im 
Bundesdurchschnitt. 

Verantwortlich dafür sind die Beschäftigungsstruktu-
ren mit einem großen Angebot an gut bezahlten Män-
nerjobs, die von Frauen seltener gewählt werden. Die 
detaillierteren Zahlen aus der Studie des Instituts für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB), die die star-
ken regionalen Unterschiede bei der Entgeltungleich-
heit aufzeigen, sind alarmierend: Je nach Region 
reicht der Pay Gap von 38 bis minus 17 Prozent. Bay-
erische Regionen sind hier traurige Spitzenreiter: Am 
größten ist die Lohnlücke zugunsten der Männer in 
Dingolfing mit 38,4 Prozent gefolgt von Ingolstadt mit 
36,9 Prozent und Erlangen mit 32,4 Prozent. Gründe 
für die dramatischen Unterschiede liegen in der spe-
ziellen industriestarken Arbeitsplatz-Struktur dieser 
Wirtschaftsregionen. Eine Spezialisierung auf be-
stimmte Fachbereiche kommt Männern nach den 
aktuellen Ergebnissen weit mehr zugute als Frauen. 

Die Studie, die nur die Daten von Sozialversiche-
rungspflichtigen, die Vollzeit arbeiten zur Grundlage 
hat, zeigt erneut auf, dass Frauen bei der Bezahlung 
gegenüber Männern grundsätzlich benachteiligt sind. 
Die extremen regionalen Unterschiede verschärfen 
diese Ungleichheit für viele Frauen noch. 

Das in der Regel lebenslang geringere Einkommen 
von Frauen hat zwei weitere Gaps zur Folge: eine 
deutlich höhere Armutsrisikoquote und merklich ge-
ringere Rentenansprüche von Frauen. Besonders al-
leinerziehende Frauen sind viel häufiger vom Armuts-
risiko betroffen als Männer. Auch bei den Renten ist 
der Unterschied gewaltig: Frauen erhalten in Deutsch-
land im Durchschnitt nur knapp 53 Prozent der Ren-
teneinkommen der Männer. 

Mit dem Gesetz zur Förderung der Transparenz von 
Entgeltstrukturen wurde für Betriebe mit mehr als 200 
Beschäftigten zwar ein erster wichtiger Schritt in Rich-
tung mehr Gerechtigkeit gemacht. Die aktuellen Zah-
len zeigen jedoch, dass es weitere umfassende Maß-
nahmen braucht, um die Lohnlücken zu schließen. 
Frauen haben am Arbeitsmarkt immer noch schlech-
tere Karten. Die Staatsregierung muss endlich effekti-
vere Maßnahmen gegen den Gender Pay Gap schaf-
fen! 

 



Das ist die Fraktion der CSU. Stimmenthaltungen? – 
Keine. Damit ist dieser Dringlichkeitsantrag abgelehnt. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/21278, das ist der Antrag der SPD-Fraktion, 
seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der SPD, der 
FREIEN WÄHLER und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN sowie die Abgeordneten Claudia Stamm 
(fraktionslos) und Günther Felbinger (fraktionslos). 
Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Das ist die 
CSU-Fraktion. Stimmenthaltungen? – Damit wurde 
dieser Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

Wir kommen damit zur Abstimmung über die Anträge 
zum Thema Pflege. 

Ich lasse zunächst über den Dringlichkeitsantrag der 
SPD-Fraktion abstimmen, das ist der Antrag auf 
Drucksache 17/21247. Wer diesem Antrag seine Zu-
stimmung geben will, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Das sind die Fraktionen der SPD und der 
FREIEN WÄHLER sowie Frau Kollegin Claudia 
Stamm (fraktionslos) und Herr Kollege Günther Fel-
binger (fraktionslos). Gegenstimmen bitte ich anzuzei-
gen. – Das ist die CSU-Fraktion. Stimmenthaltungen! 
– Bei Stimmenthaltung des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN ist dieser Antrag abgelehnt. 

Wir kommen damit zur namentlichen Abstimmung 
über den Dringlichkeitsantrag der CSU auf Drucksa-
che 17/21277. Die Urnen stehen bereit. Ich bitte Sie, 
jetzt die Stimmkarten einzuwerfen. Die Abstimmung 
ist eröffnet. Dafür stehen fünf Minuten zur Verfügung.

(Namentliche Abstimmung von 16.28 bis 
16.33 Uhr)

Ich schließe die Abstimmung. Die Stimmkarten wer-
den draußen ausgezählt. Ich bitte, die Plätze einzu-
nehmen, damit ich die Sitzung wieder aufnehmen 
kann.

Zum weiteren Ablauf der Sitzung möchte ich, weil 
auch schon Nachfragen kamen, das Hohe Haus darü-
ber informieren, dass sich die Tagesordnungspunk-
te 19 mit 22, das sind die Anträge zu den Neonicoti-
noiden auf den Drucksachen 17/19273, 17/19819, 
17/19641 und 17/19622, erledigt haben.

Die Tagesordnungspunkte 13 bis 15, das sind die An-
träge zur Kennzeichnungspflicht für bayerische Poli-
zeibeamte auf den Drucksachen 17/18990, 17/19244 
und 17/19264, werden im Einvernehmen der Fraktio-
nen auf die Plenarsitzung am 18. April 2018 verscho-
ben. 

Schließlich haben wir noch den Antrag unter Tages-
ordnungspunkt 18. Das ist der Antrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend "Frauenfeind-
lich motivierte Kriminalität erfassen und bekämpfen", 
Drucksache 17/18888. Auch dieser Antrag wurde in 
Übereinstimmung aller Fraktionen verschoben. – 
Diese Informationen habe ich bekannt gegeben, damit 
es keine weiteren Irritationen gibt. 

Ich gebe jetzt das Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung zum Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten 
Markus Rinderspacher, Horst Arnold, Florian von 
Brunn und anderer und Fraktion (SPD) betreffend 
"Bienen retten! Einsatz von Neonicotinoiden been-
den", Drucksache 17/21274, bekannt. Mit Ja haben 
54 gestimmt, mit Nein 79. Es gab eine Stimmenthal-
tung. Damit ist dieser Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 2)

Ich gebe bekannt, dass die Dringlichkeitsanträge auf 
den Drucksachen 17/21249 mit 17/21255 sowie auf 
den Drucksachen 17/21279 mit 17/21281 in die zu-
ständigen federführenden Ausschüsse verwiesen 
werden. 

Dann darf ich das Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung zu dem Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten 
Thomas Kreuzer, Gudrun Brendel-Fischer, Bernhard 
Seidenath und anderer und Fraktion (CSU) betreffend 
"Situation der Pflege durch Personaluntergrenzen ver-
bessern!", Drucksache 17/21277, bekannt geben. Mit 
Ja haben 122 gestimmt. Niemand hat mit Nein ge-
stimmt. Stimmenthaltungen gab es 11. Damit ist die-
ser Dringlichkeitsantrag mit großer Mehrheit ange-
nommen. – Ich bedanke mich.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3)

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 10 und 11 auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Katharina 
Schulze, Ludwig Hartmann, Martin Stümpfig u. a. 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
zur Änderung des Bayerischen 
Landesplanungsgesetzes
Einführung einer Obergrenze für den 
Flächenverbrauch (Drs. 17/16760) 
- Zweite Lesung -

hierzu:

Änderungsantrag der Abgeordneten Katharina 
Schulze, Ludwig Hartmann, Martin Stümpfig u. a. 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
(Drs. 17/20613) 

und
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend, 
Familie und Integration 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten 
Markus Rinderspacher, Dr. Simone Strohmayr, 
Ruth Müller u.a. und Fraktion (SPD) 
Drs. 17/21254 

Maßnahmen zur Förderung der Entgeltgleichheit 
von Frauen und Männern  

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Ilona Deckwerth 
Mitberichterstatter: Steffen Vogel 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Aus-
schuss für Arbeit und Soziales, Jugend, Fami-
lie und Integration federführend zugewiesen. 
Der Ausschuss für Wirtschaft und Medien, Inf-
rastruktur, Bau und Verkehr, Energie und 
Technologie und der Ausschuss für Bundes- 
und Europaangelegenheiten sowie regionale 
Beziehungen haben den Dringlichkeitsantrag 
mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dring-
lichkeitsantrag in seiner 80. Sitzung am 12. 
April 2018 beraten und mit folgendem Stim-
mergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

 

 

 

 

 

3. Der Ausschuss für Wirtschaft und Medien, Inf-
rastruktur, Bau und Verkehr, Energie und 
Technologie hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 83. Sitzung am 17. Mai 2018 mitbera-
ten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Bundes- und Europaange-
legenheiten sowie regionale Beziehungen hat 
den Dringlichkeitsantrag in seiner 76. Sitzung 
am 5. Juni 2018 mitberaten und mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Joachim Unterländer 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher,  
Dr. Simone Strohmayr, Ruth Müller, Doris Rauscher, Ilona Deck-
werth, Angelika Weikert, Hans-Ulrich Pfaffmann, Inge Aures, Su-
sann Biedefeld, Martina Fehlner, Alexandra Hiersemann, Annette 
Karl, Natascha Kohnen, Kathi Petersen, Helga Schmitt-Bussin-
ger, Kathrin Sonnenholzner, Diana Stachowitz, Ruth Waldmann, 
Johanna Werner-Muggendorfer, Margit Wild, Isabell Zacharias, 
Horst Arnold, Volkmar Halbleib und Fraktion (SPD) 

Drs. 17/21254, 17/22579 

Maßnahmen zur Förderung der Entgeltgleichheit von Frauen und 
Männern  

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten, eine Europaangelegenheit und Anträge, die 

gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. 

Anlage 1)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, 

der FREIEN WÄHLER und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen? – 

Sehe ich keine. Stimmenthaltungen? – Auch keine. Dann ist das so beschlossen. Der 

Landtag übernimmt damit diese Voten.
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